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Amtsblatt Nr. 34/2026 

Änderung der Verbandssatzung für den Zweckverband gemeindliche 
Datenverarbeitung im Landkreis Neu-Ulm 

 
 

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes gemeindliche Datenverarbeitung im Landkreis Neu-Ulm hat in ihrer 
Sitzung vom 29.07.2026 eine Änderung der Verbandssatzung für den Zweckverband gemeindliche Datenverarbeitung 
im Landkreis Neu-Ulm beschlossen. Diese Satzung wird hiermit gemäß Art. 48 Abs. 3 Satz 1 KommZG bekannt 
gemacht. Die Verbandssatzung liegt diesem Amtsblatt als Anlage 1 bei.“ 
 

Az. 21 · LABl NU S. 99/2026 

 
 
 
 

Amtliche Bekanntmachung des Landratsamtes Neu-Ulm 
- untere Bauaufsichtsbehörde - gemäß Art. 66 Abs. 2 der Bayer. Bauordnung 

 
 

Das Landratsamt Neu-Ulm - untere Bauaufsichtsbehörde - hat mit dem, diesem Amtsblatt als Anlage 2 
beigefügten Bescheid vom 06.08.2026, Az. 31-6024.2-20260169, die Baugenehmigung zur Erweiterung der 
Verkaufsfläche Norma Illertissen auf dem Grundstück Fl.Nr. 206/1 der Gemarkung Illertissen erteilt.   

 
Die Akten des Baugenehmigungsverfahrens können beim Landratsamt Neu-Ulm, Außenstelle Bahnhofstraße 
39, 41, 89231 Neu-Ulm, nur nach vorheriger Terminvereinbarung während der Dienststunden bei Frau Fischer 
eingesehen werden. Mit dem Tag der Bekanntmachung gilt die Zustellung des Baugenehmigung als bewirkt. 

 
 

       Az. 31 · LABl NU S.99/2026 
 

gez. Erich Winkler, Stellvertretender Landrat  

 

 

 

 
 
 
 

 
 
 

Anlage 2 

Anlage 1 

IXIU Landkreis 
Neu-Ulm 
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Stellenausschreibung 
 
 
      Der Landkreis Neu-Ulm sucht zum nächstmöglichen Zeitpunkt einen 
 
 

Hauptamtlichen Atemschutzgerätewart (m/w/d) 
 
 

im FB 23 – Sicherheit und Ordnung Im Atemschutzzentrum des Landkreises Neu-Ulm am Standort  
Feuerwehrhaus Illertissen  

 

 
       Die o.g. Stellenausschreibung liegt diesem Amtsblatt als Anlage 3 bei.  
 

Az. 12 · LABl NU S. 100/2026 
 

gez. Erich Winkler, Stellvertretender Landrat  
 

 
 

 
BEKANNTMACHUNGEN ANDERER         
BEHÖRDEN UND DIENSTSTELLEN! 

 
 

Zweckverband gemeindliche Datenverarbeitung   89293 Kellmünz a.d. Iller , 10.08.2026 
im Landkreis Neu-Ulm    Marktstraße 6 
 
 
 

Entschädigungssatzung des Zweckverbands gemeindliche 
Datenverarbeitung im Landkreis Neu-Ulm  

 
 
 

Die Verbandsversammlung des Zweckverbands gemeindliche Datenverarbeitung im Landkreis Neu-Ulm hat in ihrer 
Sitzung vom 29.07.2026 eine Entschädigungssatzung beschlossen. 
Die Satzung wird hiermit gemäß Art. 24 Abs. 1 Satz 2 KommZG amtlich bekannt gemacht. Sie liegt diesem Amtsblatt 
als Anlage 4 bei.“ 

 
 

 
 
 gez. 
 
Michael Obst 
Verbandsvorsitzender 

 

 

Anlage 3  

Anlage 4 

IXIU Landkreis 
Neu-Ulm 



Anlage 1 zum Kreisamtsblatt Nr. 34 vom 14. August 2026



(3) Jedes Verbandsmitglied kann zum Schluss eines Rechnungsjahres aus dem 
Zweckverband austreten, wenn die Verbandsversammlung mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der satzungsmäßigen Stimmenanzahl zustimmt. 

Der Austritt muss mindestens ein Jahr vorher schriftlich erklärt werden; Er bedarf einer 
Änderung der Verbandssatzung und der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Das Recht 
aus wichtigem Grunde zu kündigen (Art. 46 Abs. 2 KommZG), bleibt unberührt. 

(4) Wird eine Gemeinde, die Verbandsmitglied ist, in eine andere Gemeinde 
eingegliedert oder mit einer anderen zusammengeschlossen, so tritt die Gemeinde, in 
die das Verbandsmitglied eingegliedert oder zu der es zusammengeschlossen wird, an 
die gleiche Stelle des früheren Verbandsmitgliedes. Das gleiche gilt, wenn eine 
Gemeinde auf mehre-re andere Gemeinden aufgeteilt wird. 

Wenn Gründe des Öffentlichen Wohls nicht entgegenstehen, kann der Zweckverband bis 
zum Ablauf von drei Monaten nach dem Wirksam werden der Änderung die neue 
Körperschaft mit einfacher Mehrheit der satzungsmäßigen Stimmenzahl ausschließen; 
unter der gleichen Voraussetzung kann diese ihren Austritt aus dem Zweckverband 
einseitig erklären. Ausschluss und Austritt bedürfen der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde. 

(5) Beim Ausscheiden eines Mitgliedes hat dieses die Umlage für das gesamte laufende 
Haushaltsjahr noch zu entrichten. 

§ 3 Räumlicher Wirkungsbereich 

(1) Der räumliche Wirkungsbereich des Zweckverbandes umfasst das Gebiet seiner Mit¬ 
glieder. 

(2) Aufsichtsbehörde ist das Landratsamt Neu-Ulm. 

§ 4 Aufgaben des Zweckverbandes 

(1) Der Zweckverband übernimmt für die Verbandsmitglieder 

a) die Erstellung der Jahresrechnung und der Vierteljahres-, der Jahresrechnungs- und 
der Schuldenstatistik, sowie die Meldung des Gewerbesteueraufkommens, 
b) die Anlagenbuchhaltung von gebührenfinanzierten kostenrechnenden Einrichtungen, 
c) die Erstellung der Bilanzen sowie der Steuererklärungen für die unter § 4 Abs. 1 Buch¬ 
stabe b) fallenden Betriebe gewerblicher Art, soweit kein steuerlicher Querverbund vor¬ 
handen ist, 
d) die Voranmeldung und Jahresabrechnung der Umsatzsteuer, 
e) für die Grund- und Gewerbesteuer; die Steuerveranlagung, die Steuereinhebung und 
die zwangsweise Beitreibung. 

Außerdem stellt er den Mitgliedsgemeinden die EDV-Technik zur Führung der 
Haushalts- und Vermögenssachbücher, sowie für die automatisierte Bearbeitung des 
Einwohnermeldewesens zur Verfügung. Durch Entscheidung des jeweils zuständigen 
Verbandsorgans kann weitere Hard- und Software beschafft und zur gemeinsamen 
Nutzung zur Verfügung gestellt werden. 
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Der Zweckverband berät und unterstützt die Verbandsmitglieder bei der Aufstellung der 
Haushaltspläne und in allen anderen Fragen des gemeindlichen Finanzwesens 

(2) Der Zweckverband stellt das zur Erfüllung seiner Aufgaben notwendige Personal. 

(3) Neben der Erfüllung seiner eigentlichen Aufgaben kann der Zweckverband in 
untergeordneter Weise für seine Mitgliedsgemeinden und auch für 
Nichtmitgliedsgemeinden auf-grund besonderen Vertrags Dienstleistungen im Bereich 
der gemeindlichen Datenverarbeitung erbringen. Voraussetzung hierfür ist, dass die 
entsprechenden Gemeinden die dafür anfallenden Kosten unabhängig von § 23 dieser 
Satzung komplett übernehmen. 

2. Verfassung und Verwaltung 

§ 5 Verbandsorgane 

Die Verbandsorgane des Zweckverbandes sind: 
die Verbandsversammlung 
der Verbandsausschuss 
der Rechnungsprüfungsausschuss 
der Verbandsvorsitzende 

§ 6 Zusammensetzung der Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus dem Verbandsvorsitzenden, seinem 
Stellvertreter und den übrigen Verbandsräten. 

(2) Jedes Verbandsmitglied wird durch den 1. Bürgermeister vertreten. Die Vertretung im 
Falle einer Verhinderung bestimmt sich nach Art. 39 GO. 

(3) Für Verbandsräte, die Kraft ihres Amtes der Verbandsversammlung angehören, 
endet das Amt als Verbandsrat mit dem Ende ihres kommunalen Wahlamtes. 

§ 7 Einberufung der Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung tritt auf schriftliche Einladung des Verbandsvorsitzenden 
zusammen. Die Einladung muss Tagungszeit und -ort und die Beratungsgegenstände 
angeben und den Verbandsräten spätestens eine Woche vor der Sitzung zugehen. In 
dringenden Fällen kann der Verbandsvorsitzende die Frist bis auf 3 Tage verkürzen. Der 
Sitzungstag und der Tag des Zugangs der Ladung werden bei der Berechnung der Frist 
nicht mitgerechnet. 
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(2) Die Verbandsversammlung ist jährlich mindestens einmal einzuberufen. Sie muss 
außerdem einberufen werden, wenn es ein Drittel der Verbandsräte oder die 
Aufsichtsbehörde beantragt; im Antrag sind die Beratungsgegenstände anzugeben. 

(3) Die Aufsichtsbehörde ist von der Verbandsversammlung zu unterrichten. Abs. 1 Satz 
2 und 3 gilt entsprechend. 

§ 8 Sitzung der Verbandsversammlung 

(1) Der Verbandsvorsitzende bereitet die Beratungsgegenstände der 
Verbandsversammlung vor. Er leitet die Sitzung und handhabt die Ordnung während der 
Sitzung. 

(2) Die Vertreter der Aufsichtsbehörde und der jeweilige leitende Bedienstete des Zweck¬ 
verbandes haben das Recht, an den Sitzungen beratend teilzunehmen. Auf Antrag ist 
ihnen das Wort zu erteilen. Die Verbandsversammlung kann auch andere Personen 
hören. 

§ 9 Beschlüsse und Wahlen in der Verbandsversammlung 

(1) Die Versammlung ist beschlussfähig, wenn sämtliche Verbandsräte ordnungsgemäß 
geladen sind und die Mehrheit der Verbandsräte anwesend und stimmberechtigt ist. 
Über andere als in der Einladung angegebene Beratungsgegenstände darf nur dann 
Beschluss gefasst werden, wenn alle Verbandsräte erschienen und mit einer 
Beschlussfassung ein-verstanden sind oder wenn eine Angelegenheit objektiv dringlich 
ist. 

(2) Wird die Verbandsversammlung wegen Beschlussunfähigkeit, die nicht auf 
persönliche Beteiligung der Mehrheit der Verbandsräten beruht, innerhalb von vier 
Wochen zum zweiten mal zur Verhandlung über den selben Gegenstand einberufen, so 
ist sie ohne Rück-sicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig; auf diese 
Folgerung ist bei der zweiten Ladung ausdrücklich hinzuweisen. 

(3) Soweit das Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit oder diese 
Verbandssatzung nicht etwas anderes vorschreibt, werden die Beschlüsse der 
Verbandsversammlung mit einfacher Mehrheit der Abstimmenden gefasst; es wird offen 
abgestimmt. Jeder Verbandsrat hat eine Stimme. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag 
abgelehnt. Kein Verbandsrat darf sich der Stimme enthalten; enthält sich ein 
Verbandsrat trotzdem der Stimme, so gehört er nicht zu den Abstimmenden. 

(4) Bei Wahlen gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend; die Vorschriften über die 
persönliche Beteiligung finden keine Anwendung. Es wird geheim abgestimmt. Gewählt 
ist wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Wird die Mehrheit 
im ersten Wahlgang nicht erreicht, so findet Stichwahl unter den beiden Bewerbern mit 
den höchsten Stimmenzahlen statt. Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet 
das Los. 
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Haben im ersten Wahlgang drei oder mehr Bewerber die gleiche Anzahl von Stimmen 
erhalten, so entscheidet das Los, welche Bewerber in die Stichwahl kommen. Hat ein 
Bewerber die höchste zwei oder mehrere Bewerber die gleiche nächst höhere 
Stimmenzahl erhalten, so entscheidet das Los, wer von diesen in die Stichwahl mit dem 
Bewerber mit der höchsten Stimmenzahl kommt. 

5) Die Beschlüsse und Wahlergebnisse sind unter Angabe von Tag und Ort der Sitzung, 
der Namen der anwesenden Verbandsräte, der behandelten Gegenstände und der Ab¬ 
stimmungsergebnisse (Stimmenverhältnis) in ein Beschlussbuch einzutragen und von 
dem Verbandsvorsitzenden und dem Schriftführer zu unterzeichnen. 

Als Schriftführer kann eine Dienstkraft des Zweckverbandes oder ein Verbandsrat, 
soweit dieser zustimmt, bestellt werden. Verbandsräte, die einem Beschluss nicht 
zugestimmt haben, können zum Schluss der Sitzung verlangen, dass das in der 
Niederschrift vermerkt wird. Abschriften der Niederschrift sind unverzüglich den 
Verbandsmitgliedern und der Aufsichtsbehörde zu übermitteln. 

§ 10 Zuständigkeit der Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung ist ausschließlich zuständig für 

1. die Entscheidung über die wesentliche Erweiterung der den Verbandsaufgaben 
dienenden Einrichtungen 
2. die Beschlussfassung über den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung von 
Satzungen und Verordnungen; 
3. die Beschlussfassung über die jährliche Haushaltssatzung; 
4. die Beschlussfassung über den Stellenplan für Dienstkräfte; 
5. die Feststellung und endgültige Anerkennung der Haushaltsrechnung; 
6. die Wahl des Verbandsvorsitzenden und seines Stellvertreters sowie die Bestellung 
der Mitglieder des Verbandsausschusses und des Rechnungsprüfungsaus-schusses; 
7. Bestellung des Vorsitzenden des Rechnungsprüfungsausschusses 
8. die Bildung, Besetzung und Auflösung weiterer Ausschüsse; 
9. den Erlass, die Änderungen oder die Aufhebung der Geschäftsordnung für die 
Verbandsversammlung; 
10. die Beschlussfassung über die Änderung der Verbandssatzung, die Auflösung des 
Zweckverbandes und die Bestellung von Abwicklern 

(2) Die Verbandsversammlung beschließt ferner über die anderen ihr im Gesetz über die 
kommunale Zusammenarbeit zugewiesenen Gegenstände, soweit nicht der Verbands¬ 
ausschuss nach § 14 zuständig ist. Sie ist besonders zuständig für die Beschlussfassung 
über: 

1. den Erwerb, die Belastung und die Veräußerung von Grundstücken; 

2. den Abschuss von Rechtsgeschäften aller Art, die für den Zweckverband 
Verpflichtungen in Höhe von mehr als 10.000 Euro mit sich bringen; § 14 Abs. 1 Nr. 1 
bleibt unberührt. 

(2) Der Verbandsausschuss ist ferner zuständig für alle Angelegenheiten, die ihm durch 
Einzelbeschluss übertragen werden. 
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§11 Rechtsstellung der Verbandsräte 

(1) Die Verbandsräte sind ehrenamtlich tätig. 

(2) Sie erhalten für ihre Tätigkeit für den Zweckverband Entschädigungen nach Maßgabe 
einer Entschädigungssatzung, die von der Verbandsversammlung beschlossen wird. 

§ 12 Zusammensetzung des Verbandsausschusses 

(1) Der Verbandsausschuss besteht aus dem Verbandsvorsitzenden, seinem 
Stellvertreter und drei weiteren Mitgliedern. 

(2) Die Verbandsversammlung bestellt aus ihrer Mitte die weiteren Mitglieder des 
Verbandsausschusses. Die Bestellung gilt für die Dauer der Zugehörigkeit zur 
Verbandsversammlung. Die Bestellten können nur aus wichtigen Gründen von der 
Verbandsversammlung abberufen werden. 

§13 Sitzungen und Beschlüsse des Verbandsausschusses 

Für die Sitzungen und Beschlüsse des Verbandsausschusses gelten die §§ 8 und 9 ent¬ 
sprechend. 

§ 14 Zuständigkeit des Verbandausschusses 

(1) Der Verbandsausschuss ist zuständig, 

1. die Dienstkräfte des Zweckverbandes im Rahmen des Stellenplanes einzustellen, 
höher zu gruppieren bzw. zu befördern und zu kündigen; 
2. Lieferungen und Leistungen in der Höhe von 5.000 Euro bis 10.000 Euro zu vergeben; 
3. für die Vorberatung des Haushalts 
4. Maßnahmen gegen Verbandsmitglieder zur zwangsweisen Durchsetzung ihrer 
finanziellen Verpflichtungen gegenüber dem Zweckverband einzuleiten; 
5. die von dem Vorsitzenden und den Dienstkräften des Zweckverbandes zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben ausgeübten Tätigkeiten laufend zu überwachen. Seite 7 von 12 

(2) Der Verbandsausschuss ist ferner zuständig für alle Angelegenheiten, die ihm durch 
Einzelbeschluss übertragen werden. 
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§15 Rechtsstellung der Mitglieder des Verbands- und Prüfungsausschusses 

(1) Die Mitglieder des Verbands- und Prüfungsausschusses sind ehrenamtlich tätig. 

(2) Sie erhalten für ihre Tätigkeit für den Zweckverband Entschädigungen nach Maßgabe 
einer Entschädigungssatzung, die von der Verbandsversammlung beschlossen wird. 

§16 Wahl des Verbandsvorsitzenden 

(1) Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter werden von der 
Verbandsversammlung aus ihrer Mitte gewählt. Der Verbandsvorsitzende muss der 
gesetzliche Vertreter eines Verbandsmitgliedes sein. 

(2) Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter werden auf die Dauer von sechs 
Jahren, sind sie Inhaber eines kommunalen Wahlamtes eines Verbandsmitglieds, auf die 
Dauer dieses Amtes gewählt. Sie üben ihr Amt nach Ablauf der Zeit, für die sie gewählt 
sind, bis zum Amtsantritt des neugewählten Verbandsvorsitzenden weiter aus. 

§17 Zuständigkeit des Verbandsvorsitzenden 

(1) Der Verbandsvorsitzende vertritt den Zweckverband nach Außen. 

(2) Der Verbandsvorsitzende vollzieht die Beschlüsse der Verbandsversammlung und 
erledigt in eigener Zuständigkeit alle Angelegenheiten, die nach der Gemeindeordnung 
kraft Gesetzes dem 1. Bürgermeister zukommen. Er erfüllt die ihm im Gesetz über die 
kommunale Zusammenarbeit zugewiesen weiteren Aufgaben. 

(3) Durch besonderen Beschluss der Verbandsversammlung können dem Verbandsvor¬ 
sitzenden unbeschadet des § 10 Abs. 1 weitere Angelegenheiten zur selbständigen 
Erledigung übertragen werden. 

(4) Der Verbandsvorsitzende kann einzelne seiner Befugnisse seinem Stellvertreter und 
laufende Verwaltungsangelegenheiten Dienstkräften des Zweckverbandes übertragen. 

(5) Erklärungen, durch die der Zweckverband verpflichtet werden soll, bedürfen der 
Schriftform. Der Vorsitzende ist berechtigt, im Rahmen des Haushaltsplanes für den 
Zweckverband finanzielle Verpflichtungen einzugehen, jeweils bis zu einer Höhe von 
5.000 Euro. 

§18 Rechtsstellung des Verbandsvorsitzenden und seines Stellvertreters 

(1) Der Verbandsvorsitzende und seine Stellvertretung sind ehrenamtlich tätig. 

(2) Der Verbandsvorsitzende und seine Stellvertretung erhalten für ihre Tätigkeit eine 
Entschädigung nach Maßgabe der jeweils geltenden Entschädigungssatzung des 
Zweckverbandes. 
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§19 Dienstherrneigenschaft 

Der Zweckverband hat das Recht Dienstherr von Beamten zu sein. 

§ 20 Geschäftsstelle und Geschäftsleiter 

(1) Der Zweckverband bestellt einen Geschäftsleiter und unterhält eine Geschäftsstelle, 
die ihren Sitz in Illertissen hat. 

(2) Der Geschäftsleiter nimmt an den Sitzungen der Verbandsversammlung und ihrer 
Ausschüsse beratend teil. 

(3) Der Geschäftsleiter ist weisungsgebunden und für den reibungslosen Ablauf des 
Geschäftsbetriebs gegenüber den Verbandsorganen verantwortlich. 

3. Wirtschafts- und Haushaltsführung 

§ 21 Anzuwendende Vorschriften 

Für die Verbandswirtschaft gelten die Vorschriften der Artikel 40 bis 43 KommZG. 

§ 22 Haushaltssatzung 

(1) Der Entwurf der Haushaltssatzung mit Haushalts- und Stellenplan ist den Verbands¬ 
mitgliedern spätestens vier Wochen vor der Beschlussfassung in der 
Verbandsversammlung zu übermitteln. 
(2) Die Haushaltssatzung ist spätestens einen Monat vor Beginn des Rechnungsjahres 
zu beschließen und mit ihren Anlagen der Aufsichtsbehörde vorzulegen. Rechnungsjahr 
ist das Kalenderjahr. 
(3) Die Haushaltssatzung wird, wenn rechtsaufsichtliche Genehmigungen erforderlich 
sind, nach Erteilung der Genehmigung, sonst einen Monat nach Vorlage an die 
Aufsichts-behörde nach § 28 Abs. 1 bekannt gemacht. 

§ 23 Deckung des Finanzbedarfs 

(1) Der Zweckverband erhebt von den Verbandsgemeinden eine Umlage. 

(2) Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte persönliche und sachliche Aufwand 
des Zweckverbandes wird auf die Verbandsmitglieder nach folgender Regel umgelegt: 

40% des Aufwandes nach der Zahl der Buchungen im Sachbuch des vorletzten 
Rechnungsjahres. 

50% des Aufwandes nach der Zahl der Realsteuerpflichtigen am 15.08 des Vorjahres. 
Sind für einen Zahlungspflichtigen mehrere Messbeträge festgesetzt, so ist er mit der 
Anzahl der Messbeträge zu berücksichtigen. 

10% nach der Einwohnerzahl am 30.06. des Vorjahres. 
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(3) Verwaltungsgemeinschaften und Schulverbände der Verbandsgemeinden, welche 
die Buchungsarbeiten durch den Zweckverband vornehmen lassen, zahlen pro 
Buchungsfall die gleiche Umlage wie die Verbandsgemeinden. 

(4) Werden vom Zweckverband mit Genehmigung der Verbandsversammlung für 
Körper-schaften, die nicht Mitglied des Zweckverbandes sind, Arbeiten wie für 
Mitgliedsgemein-den ausgeführt, so haben diese Körperschaften je Buchung im 
Sachbuch den 1,6 fachen Betrag wie die Mitgliedsgemeinden zu entrichten. 

§ 24 Festsetzung und Zahlung der Umlage 

(1) Die Höhe der Verbandsumlage für den Zweckverband wird in der Haushaltssatzung 
für jedes Rechnungsjahr neu festgesetzt. Sie kann nur während des Rechnungsjahres 
durch eine Nachtragshaushaltssatzung geändert werden. 

(2) Die Berechnung der Verbandsumlage ist den Verbandsmitgliedern durch schriftlichen 
Bescheid (Umlagebescheid) mitzuteilen. 

(3) Die Umlage wird am 20.02 und am 20.08 des laufenden Jahres je zu Hälfte zur Zah¬ 
lung fällig. Falls es die Finanzlage erfordert, kann der Verbandsausschuss die Fälligkeit 
auch vorverlegen. Der Verbandsausschuss kann auf Antrag Stundungen bis zu 6 Mona¬ 
ten gewähren. Darüber hinausgehende Stundungen bedürfen der Genehmigung der Ver¬ 
bandsversammlung. 

(4) Die Kosten erfolgloser Zwangsbeitreibungen haben die Verbandsmitglieder für deren 
Rechnung sie erfolgten, gesondert zu tragen. 

(5) Ist ein Verbandsmitglied mit einer Zahlung länger als 1 Monat im Rückstand, so be¬ 
rechnet der Verband den ihm entgehenden Habenszinsausfall oder, falls er selbst Zinsen 
zu zahlen hat, den Sollzins ab Fälligkeitstermin. 

§ 25 Kassen Verwaltung 

Die Kassengeschäfte im Rahmen des Haushaltsplanes des Zweckverbandes werden 
durch die Zweckverbandskasse abgewickelt. Die Löhne und Gehälter der Bediensteten 
werden weiterhin über die Kreiskasse des Landratsamtes Neu-Ulm abgewickelt. 

§ 26 Jahresrechnung, Prüfung 

(1) Der Verbandsvorsitzende legt die Jahresrechnung der Verbandsversammlung inner¬ 
halb von sechs Monaten nach Abschluss des Rechnungsjahres vor. 

(2) Die Jahresrechnung ist binnen zwölf Monaten nach Abschluss des Haushaltsjahres 
örtlich zu prüfen. Der Prüfungsausschuss ist aus der Mitte der Verbandsversammlung zu 
bilden. Er besteht aus 3 Verbandsräten. 

Der Rechnungsprüfungsausschuss des Zweckverbandes soll stichpunktartig auch die 
Veranlagung und Einziehung der Grund- und Gewerbesteuern sowie vor allem deren 
Weiterleitung an die Gemeinden prüfen. 
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Eine intensivere Überprüfung, insbesondere der Veranlagung der Realsteuern, bleibt 
den Prüfungsausschüssen der Gemeinden freigestellt. 

(3) Nach der örtlichen Prüfung stellt die Verbandsversammlung die Jahresrechnung fest 
und entscheidet über die die Entlastung. 
(4) Nach der Feststellung der Jahresrechnung veranlasst der Verbandsvorsitzende die 
überörtliche Rechnungsprüfung. Überörtliches Prüfungsorgan ist die Staatl. Rechnungs¬ 
prüfungsstelle des Landratsamtes Neu-Ulm. 

4. Schlussbestimmungen 

§ 27 Änderungen der Verbandssatzung 

(1) Die Änderung der Verbandsaufgaben, der Austritt von Verbandsmitgliedern und der 
Ausschluss, der nur aus wichtigem Grunde zulässig ist, bedürfen einer Mehrheit von 
zwei Dritteln, sonstige Änderungen der Verbandssatzung der einfachen Mehrheit der sat¬ 
zungsmäßigen Stimmenzahl in der Verbandsversammlung. 

(2) Die Änderung der Verbandsaufgaben, der Ausschluss und die außerordentliche Kün¬ 
digung von Verbandsmitgliedern bedürfen der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

(3) Sonstige Änderungen der Verbandssatzung sind der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. 

(4) Jede Änderung der Verbandssatzung ist im Amtsblatt der Aufsichtsbehörde bekannt 
zu machen. Die wird am Tage nach dieser Bekanntmachung wirksam. 

§ 28 Öffentliche Bekanntmachung 

(1) Die Satzung des Zweckverbandes wird im Amtsblatt des Landkreises Neu-Ulm 
bekannt gemacht. Die Verbandsmitglieder weisen in der für die Bekanntmachung ihrer 
Satzung vorgesehnen Form auf diese Bekanntmachung hin. Die Satzung und 
Verordnung können in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes eingesehen werden. 

(2) Sonstige öffentliche Bekanntmachungen des Zweckverbandes sind in ortsüblicher 
Weise vorzunehmen. Die Aufsichtsbehörde kann darüber hinaus eine Veröffentlichung 
im Amtsblatt des Landkreises Neu-Ulm anordnen. 

§ 29 Schlichtung von Streitigkeiten - Schiedsstelle 

Bei Streitigkeiten zwischen dem Zweckverband und dessen Mitgliedern, die sich aus der 
Mitgliedschaft, der Durchführung dieser Satzung und aus dem Verbandsverhältnis erge¬ 
ben, ist der Rechtsaufsichtsbehörde als Schiedsstelle anzurufen. 

§ 30 Auflösung 

(1) Die Auflösung des Zweckverbandes bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
satzungsmäßigen Stimmenzahl in der Verbandsversammlung und der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde. Die Auflösung ist wie die Verbandssatzung bekannt zu machen. 
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(2) Bei Auflösung des Zweckverbandes sind dessen Beamte und Beschäftigte anteilig 
von den beteiligten Gemeinden zu übernehmen. Für die Bestimmung, in welcher Zahl 
Beamte und Beschäftigte von der jeweiligen Gemeinde zu übernehmen sind, ist der 
Umfang der übergegangenen Aufgaben maßgebend. Im Einzelnen regeln die 
betroffenen Gebietskörperschaften im Einvernehmen untereinander, von welcher 
Gemeinde die Beamten und Beschäftigten jeweils zu übernehmen sind. Dabei hat als 
Richtschnur zu dienen, bei welcher Gebietskörperschaft der Beamte oder Beschäftigte 
nach der für sie rechtliche not-wendige Personalausstattung am besten unter Wahrung 
seiner beamtenrechtlichen oder arbeitsrechtlichen Rechtsstellung weiter verwendet 
werden kann. Beamte und Beschäftig-te, die eine besondere Ausbildung oder 
Befähigung für ein Fachgebiet haben, sollen bei der aufnehmenden Gemeinde wieder in 
diesem Fachgebiet eingesetzt werden können. Grundsätzlich soll den übernommenen 
Beamten und Beschäftigten ein ihrem bisherigen Amt nach Bedeutung und Inhalt ohne 
Rücksicht auf Dienststellung und Dienstalter gleichbedeutendes Amt übertragen werden. 
Im Übrigen gelten für die Beamten die Vorschriften der §§ 128-133 des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes (Art. 24 Abs. 2 Satz 1 KommZG). Für die Beschäftigten 
sind die §§ 128 und 129 des Beamtenrechtsrahmengesetzes sinngemäß anzuwenden. 

(3) Im Fall der Auflösung ist das nach Abdeckung der Schulden und sonstigen Verbind¬ 
lichkeiten verbleibende Vermögen unter die Verbandsmitglieder nach Maßgabe ihrer An¬ 
teile an dem Gesamtaufwand des Zweckverbandes im letzten Haushaltsjahr vor der Auf¬ 
lösung zu verteilen. 

(4) Die Verbandsgemeinden haben nach Auflösung des Zweckverbandes Anspruch auf 
Aussonderung der dem Zweckverband überlassenen gemeindlichen Unterlagen ein¬ 
schließlich der gespeicherten Daten. 

(5) Ein etwaiger Fehlbetrag ist auf die Verbandsmitglieder gern. § 23 dieser Satzung um¬ 
zulegen. 

(6) Bei dem Austritt oder dem Ausschluss einer Gemeinde aus dem Zweckverband hat 
diese Beamte und Beschäftigte des Zweckverbandes zu dem Anteil zu übernehmen, zu 
dem Aufgaben des Zweckverbandes auf sie übergehen. Im Einzelnen regelt der Zweck¬ 
verband im Einvernehmen mit der betroffenen Gemeinde, welcher Beamte oder 
Beschäftigte zu übernehmen sind. § 30 (2) Satz 4, 5 u 6 sind entsprechend 
heranzuziehen. Im Übrigen für die Beamten die Vorschriften der §§ 128-133 des 
Beamtenrechtsrahmenge-setzes (Art. 24 Abs. 2 Satz 1 KommZG). Für die Beschäftigten 
sind die §§ 128 und 129 des Beamtenrechtsrahmengesetzes sinngemäß anzuwenden. 

(7) Scheidet ein Verbandsmitglied aus dem Zweckverband aus, ohne dass dadurch der 
Zweckverband aufgelöst wird, so wird es nicht abgefunden. § 30 Abs. 4 dieser Satzung 
gilt jedoch entsprechend. 
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§ 31 Inkrafttreten 

(1) Diese Verbandssatzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verbandssatzung vom 25.11 .1983 einschließlich der bisherigen 
Änderungen außer Kraft. 

Illertissen, 05.08.2026 

Michael Obst 
1. Vorsitzender 

Seite 12 von 12 



RIL1J Landratsamt Neu -Ulm

Landratsamt Neu-Ulm. Kantstraße 8 89231 Neu -Ulm

Postzustellungsurkunde
NORMA Lebensmittelfilialbetrieb
(..)
Tafelfeldstraße 16
90443 Nürnberg

Rechtliche Bauordnung

Ansprechperson: Frau Fischer

Zimmer: 323 (Bahnhofstraße 39, 41, Neu -Ulm)

Telefon: 0731 704031 101

Telefax: 0731 704031 999

E-Mail: I.fischer@Iandkreis-nu.de

Unser Zeichen: 31-6024.2 -20260169
Datum: 06.08.2026

Bauvorhaben: Erweiterung der Verkaufsfläche Norma Illertissen
- Gebäudeklasse 3 - Bauort: Grundstück Fl.Nr. 206/1 der Gemarkung
Illertissen

Zum Antrag vom 19.03.2026, eingegangen beim Landratsamt Neu -Ulm am 24.03.2026.

Das Landratsamt Neu -Ulm erlässt folgenden

Bescheid:

1. Das Bauvorhaben wird unter den nachstehenden Auflagen genehmigt:

2. Hinweise

(...)

3. Der Antragsteller hat die Kosten des Verfahrens zu tragen. (...).

zu Website und Postanschrift: Sie finden uns: Sparkasse Neu -Ulm - IlIertissen
Öffnungszeiten Kantstraße 8 Dienststelle Bahnhofstraße 39,41 IBAN: DE73 7305 0000 0430 0125 18
Iandkreis-nu.de 89231 Neu -Ulm 89231 Neu -Ulm
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-2 -

Gründe

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben
werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht in Augsburg,
Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg,

Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den
Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-
Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!

Ab 01.01 .2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch
einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der
Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.

Fischer

I
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Für unseren Fachbereich 23 - Sicherheit und Ordnung im Atemschutzzentrum des Landkreises Neu-Ulm am

Standort Feuerwehrhaus Illertissen suchen wir einen

Hauptamtlichen Atemschutzgerätewart (m/w/d)

Umfang

Vollzeit

Befristung

unbefristet

Vergütung

EG 8 TVöD

Beginn

zum nächstmöglichen

Zeitpunkt

Ihre Aufgaben:

Anforderungen:

Wir bieten:

Mitarbeit in der kreiseigenen Atemschutzwerkstatt•
Mitarbeit in der kreiseigenen Atemschutzübungsanlage•
Mitarbeit in der Ausbildungsstätte für Atemschutzgeräteträger•

Abgeschlossene Ausbildung in einem technisch-handwerklichen Beruf•
Erfolgreich abgeschlossene Qualifikation zum Atemschutzgerätewart•
Erforderliche Fachkenntnisse und Qualifizierung als befähigte Person für die jeweiligen Hersteller und
Gerätetypen gemäß:
Technische Regeln für Betriebssicherheit (TRBS 1203), DGUV Regel 112-190, DGUV Grundsatz 312-190,
vfdb-Richtlinie 0840, den jeweils gültigen Herstellervorgaben

•

Abgeschlossene feuerwehrtechnische Grundausbildung•
Ausgeprägtes technisches Verständnis sowie handwerkliches Geschick•
Körperliche Eignung einschließlich gültiger Eignungsuntersuchung nach DGUV-Empfehlung
„Atemschutzgeräte (Eignungsbeurteilung)“

•

Führerschein der Klasse CE•
Fundierte Kenntnisse der gesetzlichen Unfallverhütung sowie der einschlägigen Normen, Richtlinien und
technischen Regelwerke im Bereich Atemschutz sind wünschenswert

•

Bereitschaft zu flexiblen Arbeitszeiten sowie zur Mitwirkung in der Rufbereitschaft•
Selbständige, sorgfältige und verantwortungsbewusste Arbeitsweise•
Hohes Organisationsvermögen sowie ein sicherer Umgang mit Dokumentations- und
Verwaltungsaufgaben

•

Teamfähigkeit, Kommunikationsstärke und serviceorientiertes Auftreten gegenüber den Kundinnen und
Kunden

•

Eine anspruchsvolle und abwechslungsreiche Aufgabenstellung im öffentlichen Dienst•
Eingruppierung in Entgeltgruppe EG 8 TVöD bei Erfüllung der persönlichen Voraussetzungen (von
3.486,40 € bis 4.230,97 €, je nach einschlägiger Berufserfahrung)

•

Flexible Arbeitszeitregelung durch Gleitzeit•
Attraktive Mitarbeiterrabatte über Corporate Benefits (z. B. EGYM-Wellpass, Zuschuss zu Jobticket,
Dienstradleasing)

•

Umfangreiche Fort- und Weiterbildungsmöglichkeiten sowie eine systematische Einarbeitung durch
erfahrene Kollegen

•

Interessiert? Dann freuen wir uns auf Ihre Bewerbung!

Ihre Bewerbung können Sie bis spätestens 26.08.2026 über unser Online-Bewerberportal auf der

Homepage des Landkreises Neu-Ulm oder in Papierform einreichen. Bewerbungen per E-Mail können nicht
berücksichtigt werden.

Bei fachlichen Fragen können Sie sich gerne an Herrn Kreisbrandrat Dr. Schmidt (Tel.: 0731/7040-24108)
vom Fachbereich Sicherheit und Ordnung wenden. Personalrechtliche Fragen beantwortet Ihnen Herr

Bucher (Tel.: 0731/7040-12100) vom Fachbereich Personal.

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung.

Weitere Informationen zum Landkreis Neu-Ulm finden Sie unter: www.landkreis-nu.de

Anlage 3 zum Kreisamtsblatt Nr. 34 vom 14. August 2026

https://www.landkreis-nu.de/


Anlage 4 zum Kreisamtsblatt Nr. 34 vom 14. August 2026



§ 3 Entschädigung des Verbandsvorsitzenden und des Stellvertreters 

(1) Die Aufwandsentschädigung berücksichtigt den mit dem Amt verbundenen 
zeitlichen und organisatorischen Aufwand sowie die besondere Verantwortung 
der Funktion, insbesondere durch die in der Auflösungsphase des 
Zweckverbandes ausgelöste höhere Belastung des Amtes. 

(2) Der Verbandsvorsitzende erhält für die Wahrnehmung seiner Aufgaben eine 
monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 550 €. 

(3) Der stellvertretende Verbandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit eine 
monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 250 €. 

§ 4 Entschädigung für den Rückübertragungsausschuss 

(1) Zur Umsetzung des Beschlusses der Verbandsversammlung vom 13.01.2026 
wurde ein befristeter Rückübertragungsausschuss eingerichtet. 

(2) Die Tätigkeit im Rückübertragungsausschuss stellt eine zusätzliche, über das 
Ehrenamt hinausgehende Sonderaufgabe dar. 

(3) Für die Tätigkeit im Rückübertragungsausschuss wird eine zusätzliche 
Aufwandsentschädigung gewährt, soweit ein über das übliche Maß des 
Ehrenamts hinausgehender Zeitaufwand entsteht. Die Mitglieder müssen 
regelmäßig über besondere Kenntnisse in der Informationstechnologie (EDV) 
oder/und im Verwaltungsbereich verfügen. Die Aufwandsentschädigung beträgt 
45 € je Stunde. Entschädigungsfähig sind insbesondere vorbereitende, 
koordinierende und abstimmende Tätigkeiten im Zusammenhang mit der 
Rückübertragung der Aufgaben. 

(4) Anspruchsberechtigt sind ausschließlich die in den Rückübertragungs¬ 
ausschuss bestellten Mitglieder. 

(5) Der Geschäftsführer erhält für seine Tätigkeit im Rückübertragungsausschuss 
keine zusätzliche Vergütung, soweit diese im Rahmen seiner regulären 
dienstlichen Aufgaben erfolgt. 

(6) Die Entschädigung wird nur auf Antrag und gegen Nachweis gewährt. 

§ 5 Auszahlung 

(1) Monatliche Entschädigungen werden im Voraus gezahlt. 

(2) Stundenbezogene Entschädigungen werden nachträglich auf Grundlage der 
nachgewiesenen Zeiten abgerechnet. 



§ 6 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Die Regelungen zur Entschädigung des Verbandsvorsitzenden und dessen 
Stellvertreter gelten ab dem 01 .07.2025. 

Die Regelungen zur Entschädigung des Rückübertragungsausschuss gelten ab 
dem 13.01.2026, gemäß Beschluss der Verbandsversammlung „TOP 7 vom 
13.01.2026“, soweit für diesen Zeitraum bereits entsprechende Tätigkeiten 
erbracht wurden. 

Diese Satzung tritt mit Auflösung des Zweckverbandes gemeindliche 
Datenverarbeitung außer Kraft. 

Illertissen, den 05.08.2026 

Zweckverband gemeindliche Datenverarbeitung 

im Landkreis Neu-Ulm -

(Siegel) 

Michael Obst 

Verbandsvorsitzender 


